
GEMEINSAMER STANDPUNKT 2009/573/GASP DES RATES 

vom 27. Juli 2009 

zur Änderung des Gemeinsamen Standpunkts 2006/795/GASP über restriktive Maßnahmen gegen 
die Demokratische Volksrepublik Korea 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 15, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat der Europäischen Union hat am 20. November 
2006 den Gemeinsamen Standpunkt 2006/795/GASP 
über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische 
Volksrepublik Korea ( 1 ) („DVRK“) angenommen, mit 
dem die Resolution 1718 (2006) des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen (UNSCR 1718 (2006)) umgesetzt 
wurde. 

(2) Die Europäische Union hat den am 25. Mai 2009 von 
der DVRK durchgeführten Test eines nuklearen Spreng­
körpers in ihrer Erklärung vom 26. Mai 2009 scharf 
verurteilt. 

(3) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 
12. Juni 2009 die Resolution 1874 (2009) (UNSCR 
1874 (2009)) verabschiedet, die den Umfang der mit 
der UNSCR 1718 (2006) verhängten restriktiven Maß­
nahmen erweitert, u. a. durch eine Ausweitung des Waf­
fenembargos gegen die DVRK. 

(4) Der Europäische Rat hat den Rat und die Europäische 
Kommission auf seiner Tagung vom 18./19. Juni 2009 
um energische und unverzügliche Umsetzung der 
UNSCR 1874 (2009) ersucht. 

(5) In der UNSCR 1874 (2009) werden alle VN-Mitgliedstaa­
ten und internationalen Finanzinstitutionen und Kredit­
institute aufgefordert, keine neuen Verpflichtungen in Be­
zug auf Zuschüsse, finanzielle Hilfe oder Kredite zu Vor­
zugsbedingungen für die DVRK einzugehen; die VN-Mit­
gliedstaaten werden auch aufgefordert, erhöhte Wach­
samkeit im Hinblick auf die Verringerung bestehender 
Verpflichtungen zu üben. Ferner werden alle VN-Mit­
gliedstaaten aufgefordert, keine öffentliche finanzielle Un­
terstützung für den Handel mit der DVRK zu gewähren, 
wenn diese finanzielle Unterstützung zu den Nuklearpro­
grammen, Programmen für ballistische Flugkörper oder 
anderen Massenvernichtungswaffenprogrammen oder 
entsprechenden Aktivitäten der DVRK beitragen könnte. 

(6) In der UNSCR 1874 (2009) werden alle VN-Mitgliedstaa­
ten ferner aufgefordert, die Bereitstellung von Finanz­
diensten oder den Transfer finanzieller oder anderer Ver­
mögenswerte oder Ressourcen, die zu solchen Program­
men oder Aktivitäten beitragen könnten, in oder durch 
ihr Hoheitsgebiet oder ausgehend von ihrem Hoheits­
gebiet oder an oder durch ihre Staatsangehörigen oder 
nach ihrem Recht gegründete Einrichtungen oder Per­
sonen oder Finanzinstitutionen in ihrem Hoheitsgebiet 
zu verhindern. 

(7) Darüber hinaus werden in der UNSCR 1874 (2009) alle 
Staaten aufgefordert, nach Maßgabe ihrer nationalen Be­
fugnisse und Rechtsvorschriften und im Einklang mit 
dem Völkerrecht in ihrem Hoheitsgebiet, einschließlich 
ihrer Seehäfen und Flughäfen, alle Ladungen auf dem 
Weg in die oder aus der DVRK zu überprüfen, falls der 
betreffende Staat über Informationen verfügt, die hinrei­
chende Gründe für die Annahme liefern, dass die Ladung 
Gegenstände enthält, deren Lieferung, Verkauf, Weiter­
gabe oder Ausfuhr nach den Resolutionen UNSCR 
1718 (2006) oder UNSCR 1874 (2009) verboten ist. 

(8) Außerdem werden in der UNSCR 1874 (2009) alle VN- 
Mitgliedstaaten aufgefordert, mit Zustimmung des Flag­
genstaats auf hoher See Schiffe zu überprüfen, falls sie 
über Informationen verfügen, die hinreichende Gründe 
für die Annahme liefern, dass die Ladung dieser Schiffe 
Gegenstände enthält, deren Lieferung, Verkauf, Weiter­
gabe oder Ausfuhr nach den Resolutionen UNSCR 
1718 (2006) oder UNSCR 1874 (2009) verboten ist. 

(9) Die UNSCR 1874 (2009) sieht vor, dass die VN-Mitglied­
staaten Gegenstände, deren Lieferung, Verkauf, Weiter­
gabe oder Ausfuhr nach den Resolutionen UNSCR 
1718 (2006) oder UNSCR 1874 (2009) verboten ist, 
in einer Weise zu beschlagnahmen und zu entsorgen 
haben, die ihren Verpflichtungen nach den anwendbaren 
Resolutionen des Sicherheitsrats und internationalen 
Übereinkommen nicht widerspricht. 

(10) Die UNSCR 1874 (2009) sieht vor, dass die VN-Mitglied­
staaten die Bereitstellung von Bunkerdiensten oder ande­
ren Wartungsdiensten durch ihre Staatsangehörigen oder 
von ihrem Hoheitsgebiet aus für Schiffe der DVRK ver­
bieten, falls sie über Informationen verfügen, die hinrei­
chende Gründe für die Annahme liefern, dass diese 
Schiffe Gegenstände befördern, deren Lieferung, Verkauf, 
Weitergabe oder Ausfuhr nach den Resolutionen UNSCR 
1718 (2006) oder UNSCR 1874 (2009) verboten ist. 

(11) In der UNSCR 1874 (2009) werden alle VN-Mitgliedstaa­
ten aufgefordert, Wachsamkeit zu üben und zu verhin­
dern, dass in ihrem Hoheitsgebiet oder durch ihre Staats­
angehörigen Staatsangehörige der DVRK Fachunterricht 
oder Fachausbildung in Disziplinen erhalten, die zu den 
proliferationsrelevanten nuklearen Tätigkeiten der DVRK 
und zur Entwicklung von Trägersystemen für Kernwaffen 
beitragen könnten. 

(12) In Übereinstimmung mit der auf der Tagung vom 
18./19. Juni 2009 abgegebenen Erklärung des Europäi­
schen Rates zur DVRK und im Hinblick auf das Erreichen 
der in der UNSCR 1874 (2009) genannten Ziele sollte 
das Verbot der Lieferung, des Verkaufs und der Weiter­
gabe der von den Vereinten Nationen festgelegten Gegen­
stände an die DVRK auch für bestimmte andere Gegen­
stände gelten, die zu den Nuklearprogrammen, Program­
men für ballistische Flugkörper oder anderen Massenver­
nichtungswaffenprogrammen der DVRK beitragen könn­
ten.
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(13) Darüber hinaus sollten die Einreisebeschränkungen auch 
für Personen gelten, die von der Europäischen Union 
bezeichnet werden, entweder weil sie Nuklearprogramme, 
Programme für ballistische Flugkörper oder andere Mas­
senvernichtungswaffenprogramme der DVRK fördern 
oder unterstützen oder weil sie Finanzdienste bereitstellen 
oder Finanzmittel oder andere Vermögenswerte und Res­
sourcen, die zu solchen Programmen beitragen könnten, 
weitergeben. 

(14) Ferner sollten die Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen 
der von der Europäischen Union bezeichneten Personen 
und Einrichtungen eingefroren werden, entweder weil 
diese Nuklearprogramme, Programme für ballistische 
Flugkörper oder andere Massenvernichtungswaffenpro­
gramme der DVRK fördern oder unterstützen oder weil 
sie Finanzdienste bereitstellen oder Finanzmittel oder an­
dere Vermögenswerte und Ressourcen, die zu solchen 
Programmen beitragen könnten, weitergeben. 

(15) Ferner sollten die Mitgliedstaaten die Tätigkeiten der ihrer 
Hoheitsgewalt unterstehenden Finanzinstitute im Zusam­
menhang mit bestimmten mit der DVRK verbundenen 
Banken und Finanzunternehmen verstärkt überwachen, 
um die Bereitstellung von Finanzdiensten oder den Trans­
fer finanzieller oder anderer Vermögenswerte oder Res­
sourcen, die zu Nuklearprogrammen, Programmen für 
ballistische Flugkörper und anderen Massenvernichtungs­
waffenprogrammen der DVRK beitragen könnten, in oder 
durch ihr Hoheitsgebiet oder ausgehend von ihrem Ho­
heitsgebiet oder an oder durch ihre Staatsangehörigen 
oder nach ihrem Recht gegründete Einrichtungen oder 
Personen oder Finanzinstitutionen in ihrem Hoheitsgebiet 
zu verhindern. 

(16) Der Gemeinsame Standpunkt 2006/795/GASP sollte ent­
sprechend geändert werden. 

(17) Die Europäische Gemeinschaft muss tätig werden, um 
bestimmte Maßnahmen durchzuführen — 

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN: 

Artikel 1 

Der Gemeinsame Standpunkt 2006/795/GASP wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefügt: 

„c) bestimmte andere Gegenstände, Materialien, Geräte, 
Güter und Technologien, die zu den Nuklearpro­
grammen, Programmen für ballistische Flugkörper 
oder anderen Massenvernichtungswaffenprogram­
men der DVRK beitragen könnten. Die Europäische 
Gemeinschaft ergreift die notwendigen Maßnahmen, 
um zu bestimmen, welche Gegenstände von dieser 
Bestimmung erfasst werden.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Beschaffung von Gegenständen und Tech­
nologien nach Absatz 1 von der DVRK durch Staats­
angehörige der Mitgliedstaaten oder unter Benutzung 
von ihre Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen 
sowie die Bereitstellung technischer Ausbildung, Bera­
tung, Dienste, Hilfe, Finanzmitteln oder finanzieller Hilfe 
nach Absatz 2 von der DVRK an Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten wird unabhängig davon, ob sie ihren 
Ursprung im Hoheitsgebiet der DVRK haben oder nicht, 
ebenfalls untersagt.“ 

2. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 1a 

(1) Die Mitgliedstaaten gehen keine neuen Verpflichtun­
gen in Bezug auf Zuschüsse, finanzielle Hilfe und Kredite 
zu Vorzugsbedingungen für die DVRK ein, und zwar auch 
nicht über ihre Beteiligung an internationalen Finanzinsti­
tutionen, es sei denn für humanitäre oder Entwicklungs­
zwecke, die unmittelbar den Bedürfnissen der Zivilbevölke­
rung zugute kommen oder zur Förderung der Entnukleari­
sierung. Die Mitgliedstaaten üben ferner Wachsamkeit in 
Bezug auf die Verringerung und — falls möglich — Been­
digung bestehender Verpflichtungen. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewähren keine öffentliche finan­
zielle Unterstützung für den Handel mit der DVRK, was die 
Gewährung von Exportkrediten, -garantien oder -versiche­
rungen für ihre an derartigen Handelsgeschäften beteiligten 
Staatsangehörigen oder Einrichtungen einschließt, wenn 
diese finanzielle Unterstützung zu den Nuklearprogram­
men, Programmen für ballistische Flugkörper oder anderen 
Massenvernichtungswaffenprogrammen oder entsprechen­
den Aktivitäten der DVRK beitragen könnte.“ 

3. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, um die Einreise in oder die Durchreise durch ihr 
Hoheitsgebiet folgender Personen zu verhindern: 

a) der in Anhang I aufgeführten Personen, die vom Aus­
schuss oder vom VN-Sicherheitsrat als verantwortlich 
für die Politik der DVRK — wozu auch Unterstützung 
und Förderung der Politik gehört — im Zusammenhang 
mit den Nuklearprogrammen, Programmen für ballisti­
sche Flugkörper und anderen Massenvernichtungswaf­
fenprogrammen der DVRK bezeichnet werden, sowie 
ihrer Familienangehörigen; 

b) der nicht von Anhang I erfassten Personen, die für die 
Nuklearprogramme, Programme für ballistische Flugkör­
per und anderen Massenvernichtungswaffenprogramme 
der DVRK verantwortlich sind, auch indem sie diese 
unterstützen oder fördern; diese Personen sind in An­
hang II aufgeführt;
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c) der nicht von Anhang I oder Anhang II erfassten Per­
sonen, die Finanzdienste bereitstellen oder finanzielle 
oder andere Vermögenswerte und Ressourcen, die zu 
Nuklearprogrammen, Programmen für ballistische Flug­
körper und anderen Massenvernichtungswaffenprogram­
men der DVRK beitragen könnten, in oder durch ihr 
Hoheitsgebiet oder ausgehend von ihrem Hoheitsgebiet 
oder an oder durch ihre Staatsangehörigen oder nach 
ihrem Recht gegründete Einrichtungen oder Personen 
oder Finanzinstitute in ihrem Hoheitsgebiet weitergeben; 
diese Personen sind in Anhang III aufgeführt. 

(2) Absatz 1 Buchstabe a findet keine Anwendung, 
wenn der Ausschuss im Einzelfall feststellt, dass die betref­
fenden Reisen aus humanitären Gründen, einschließlich re­
ligiöser Verpflichtungen, gerechtfertigt sind, oder wenn er 
zu dem Schluss kommt, dass eine Ausnahmeregelung auf 
sonstige Weise die Ziele der Resolutionen UNSCR 1718 
(2006) oder UNSCR 1874 (2009) fördern würde. 

(3) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, 
ihren eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheits­
gebiet zu verweigern. 

(4) Absatz 1 berührt nicht die Fälle, in denen ein Mit­
gliedstaat durch eine völkerrechtliche Verpflichtung gebun­
den ist, und zwar 

i) als Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen 
Organisation, 

ii) als Gastland einer internationalen Konferenz, die von 
den Vereinten Nationen einberufen worden ist oder un­
ter deren Schirmherrschaft steht, 

iii) im Rahmen eines multilateralen Abkommens, das Vor­
rechte und Immunitäten verleiht, 

iv) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl 
(Staat Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateran­
vertrags. 

(5) Absatz 4 gilt auch in den Fällen als anwendbar, in 
denen ein Mitgliedstaat Gastland der Organisation für Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist. 

(6) Der Rat wird in allen Fällen, in denen ein Mitglied­
staat eine Ausnahme aufgrund des Absatzes 4 oder 5 ge­
währt, ordnungsgemäß unterrichtet. 

(7) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den 
Maßnahmen nach Absatz 1 in den Fällen zulassen, in de­
nen die Reise aufgrund einer humanitären Notlage oder 
aufgrund der Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatli­
cher Ebene — einschließlich solcher, die von der Europäi­
schen Union unterstützt werden oder von einem Mitglied­
staat, der zu dem Zeitpunkt den OSZE-Vorsitz innehat, 
ausgerichtet werden — gerechtfertigt ist, wenn dort ein 
politischer Dialog geführt wird, durch den Demokratie, 
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in der DVRK un­
mittelbar gefördert werden. 

(8) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 7 
zulassen möchte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. 
Die Ausnahme gilt als gewährt, wenn nicht von einem oder 
mehreren Mitgliedern des Rates innerhalb von zwei Arbeits­

tagen nach Eingang der Mitteilung über die vorgeschlagene 
Ausnahme schriftlich Einwand erhoben wird. Sollte von 
einem oder von mehreren Mitgliedern des Rates Einwand 
erhoben werden, so kann der Rat mit qualifizierter Mehr­
heit beschließen, die vorgeschlagene Ausnahme zu gewäh­
ren. 

(9) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat nach den 
Absätzen 4, 5 und 7 den in den Anhängen I, II oder III 
aufgeführten Personen die Einreise in oder die Durchreise 
durch sein Hoheitsgebiet genehmigt, gilt die Genehmigung 
nur für den Zweck, für den sie erteilt wurde, und nur für 
die davon betroffenen Personen. 

(10) Die Mitgliedstaaten unterrichten den Ausschuss von 
der Einreise in oder Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet der 
in Anhang I aufgeführten Personen, wenn eine Ausnahme 
gewährt wurde.“ 

4. Artikel 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, 
die sich im Besitz, im Eigentum, in der Verfügungsgewalt 
oder unter direkter oder indirekter Kontrolle folgender Per­
sonen oder Einrichtungen befinden: 

a) der in Anhang I aufgeführten, vom Ausschuss oder vom 
VN-Sicherheitsrat bezeichneten Personen oder Einrich­
tungen, die nach Feststellung des Ausschusses oder des 
VN-Sicherheitsrats an den Nuklearprogrammen, anderen 
Massenvernichtungswaffenprogrammen und Program­
men für ballistische Flugkörper der DVRK beteiligt 
sind oder diesen Unterstützung gewähren, darunter mit 
unerlaubten Mitteln, 

b) der nicht von Anhang I erfassten Personen oder Einrich­
tungen, die für die Nuklearprogramme, Programme für 
ballistische Flugkörper und andere Massenvernichtungs­
waffenprogramme der DVRK verantwortlich sind, oder 
der Personen oder Einrichtungen, die in ihrem Namen 
oder auf ihre Anweisung handeln, oder der Einrichtun­
gen, die sich in ihrem Besitz befinden oder unter ihrer 
Kontrolle stehen; diese Personen und Einrichtungen sind 
in Anhang II aufgeführt, 

c) der nicht von Anhang I oder Anhang II erfassten Per­
sonen oder Einrichtungen, die Finanzdienste bereitstellen 
oder finanzielle oder andere Vermögenswerte und Res­
sourcen, die zu Nuklearprogrammen, Programmen für 
ballistische Flugkörper und anderen Massenvernich­
tungswaffenprogrammen der DVRK beitragen könnten, 
in oder durch ihr Hoheitsgebiet oder ausgehend von 
ihrem Hoheitsgebiet oder an oder durch ihre Staatsange­
hörigen oder nach ihrem Recht gegründete Einrichtun­
gen oder Personen oder Finanzinstitutionen in ihrem 
Hoheitsgebiet weitergeben, oder der Personen oder Ein­
richtungen, die in ihrem Namen oder auf ihre Anwei­
sung handeln, oder der Einrichtungen, die sich in ihrem 
Besitz befinden oder unter ihrer Kontrolle stehen; diese 
Personen und Einrichtungen sind in Anhang III auf­
geführt, 

werden eingefroren.“
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5. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 4a 

(1) Um die Bereitstellung von Finanzdiensten oder den 
Transfer finanzieller oder anderer Vermögenswerte oder 
Ressourcen, die zu Nuklearprogrammen, Programmen für 
ballistische Flugkörper und anderen Massenvernichtungs­
waffenprogrammen der DVRK beitragen könnten, in oder 
durch das Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten oder aus­
gehend von ihrem Hoheitsgebiet oder an oder durch Staats­
angehörige von Mitgliedstaaten oder nach ihrem Recht ge­
gründete Einrichtungen oder ihrer Hoheitsgewalt unterste­
hende Personen oder Finanzinstitutionen zu verhindern, 
überwachen die Mitgliedstaaten verstärkt die Tätigkeiten 
der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Finanzinstitute mit 

a) Finanzunternehmen mit Sitz in der DVRK, 

b) der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten unterstehenden 
Zweigstellen und Tochterunternehmen von Finanzunter­
nehmen mit Sitz in der DVRK, wie in Anhang IV auf­
geführt, 

c) nicht der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten unterstehen­
den Zweigstellen und Tochterunternehmen von Finanz­
unternehmen mit Sitz in der DVRK, wie in Anhang V 
aufgeführt, und 

d) Finanzunternehmen, die weder in der DVRK ansässig 
sind noch der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten unter­
stehen, aber von Personen oder Einrichtungen mit Sitz 
in der DVRK kontrolliert werden, wie in Anhang V 
aufgeführt, 

um zu vermeiden, dass diese Tätigkeiten zu den Nuklear­
programmen, Programmen für ballistische Flugkörper und 
anderen Massenvernichtungswaffenprogrammen oder ent­
sprechenden Aktivitäten der DVRK beitragen. 

(2) Zu diesem Zweck sind die Finanzinstitute in ihren 
Geschäften mit den in Absatz 1 genannten Finanzunterneh­
men gehalten, 

a) eine ständige Überwachung in Bezug auf Kontenbewe­
gungen auszuüben, einschließlich im Rahmen ihrer 
Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden und im Rahmen 
ihrer Verpflichtungen in Bezug auf Geldwäsche und Ter­
rorismusfinanzierung; 

b) darauf zu bestehen, dass alle Felder von Zahlungsanwei­
sungen, in denen Angaben zum Absender und zum 
Empfänger der betreffenden Transaktion zu machen 
sind, ausgefüllt werden, und bei Fehlen dieser Angaben 
die Ausführung der Transaktion abzulehnen; 

c) alle Aufzeichnungen von Transaktionen über einen Zeit­
raum von fünf Jahren aufzubewahren und sie den na­
tionalen Behörden auf Anfrage zur Verfügung zu stellen; 

d) bei dem Verdacht oder dem berechtigten Grund zu der 
Annahme, dass Gelder einen Bezug zu den Nuklearpro­
grammen, Programmen für ballistische Flugkörper und 
anderen Massenvernichtungswaffenprogrammen oder 

entsprechenden Aktivitäten der DVRK aufweisen, der 
zentralen Meldestelle (FIU) oder einer anderen von 
dem betreffenden Mitgliedstaat benannten zuständigen 
Behörde von ihrem Verdacht unverzüglich Mitteilung 
zu machen. Die FIU bzw. die andere benannte zustän­
dige Behörde erhält rechtzeitig unmittelbar oder mittel­
bar Zugang zu den Finanz-, Verwaltungs- und Strafver­
folgungsdaten, die sie zur ordnungsgemäßen Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigt; dazu gehören auch Auswertun­
gen verdächtiger Transaktionsmeldungen.“ 

6. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten überprüfen nach Maßgabe ihrer 
nationalen Befugnisse und Rechtsvorschriften und im Ein­
klang mit dem Völkerrecht in ihrem Hoheitsgebiet, ein­
schließlich ihrer Flughäfen und Seehäfen, alle Ladungen 
auf dem Weg in die oder aus der DVRK, falls sie über 
Informationen verfügen, die hinreichende Gründe für die 
Annahme liefern, dass die Ladung Gegenstände enthält, 
deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach 
diesem Gemeinsamen Standpunkt verboten ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten überprüfen mit Zustimmung des 
Flaggenstaats auf hoher See Schiffe, falls sie über Informa­
tionen verfügen, die hinreichende Gründe für die Annahme 
liefern, dass die Ladung dieser Schiffe Gegenstände enthält, 
deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach 
diesem Gemeinsamen Standpunkt verboten ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten arbeiten gemäß ihren innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften bei den Überprüfungen nach den 
Absätzen 1 und 2 mit. 

(4) Die Mitgliedstaaten errichten gemäß ihren innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften Informationsaustauschmechanis­
men für die Erhebung und Übermittlung einschlägiger Da­
ten aus den Überprüfungen nach den Absätzen 1 und 2, 
wie z. B. Ursprung, Inhalt und Endbestimmung. 

(5) Wird eine Überprüfung nach den Absätzen 1 und 2 
durchgeführt, beschlagnahmen und entsorgen die Mitglied­
staaten die Gegenstände, deren Lieferung, Verkauf, Weiter­
gabe oder Ausfuhr nach diesem Gemeinsamen Standpunkt 
im Einklang mit Nummer 14 der UNSCR 1874 (2009) 
verboten ist. 

(6) Die Bereitstellung von Bunkerdiensten oder Schiffs­
versorgungsdiensten oder anderen Wartungsdiensten durch 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder vom Hoheits­
gebiet der Mitgliedstaaten aus für Schiffe der DVRK ist 
verboten, falls die Mitgliedstaaten über Informationen ver­
fügen, die hinreichende Gründe für die Annahme liefern, 
dass diese Schiffe Gegenstände befördern, deren Lieferung, 
Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach diesem Gemein­
samen Standpunkt verboten ist, es sei denn, die Bereitstel­
lung dieser Dienste ist notwendig für humanitäre Zwecke 
oder bis die Ladung nach den Absätzen 1, 2 und 4 über­
prüft und erforderlichenfalls beschlagnahmt und entsorgt 
ist.“
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7. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 5a 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah­
men, um Wachsamkeit zu üben und zu verhindern, dass 
Staatsangehörige der DVRK in ihrem Hoheitsgebiet oder 
durch ihre Staatsangehörigen Fachunterricht oder Fachaus­
bildung in Disziplinen erhalten, die zu den proliferations­
relevanten nuklearen Tätigkeiten der DVRK und zur Ent­
wicklung von Trägersystemen für Kernwaffen beitragen.“ 

8. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

(1) Der Rat erstellt die Liste in Anhang I und ändert 
diese entsprechend den Feststellungen des Ausschusses 
oder des VN-Sicherheitsrats. 

(2) Der Rat erstellt und ändert einstimmig auf Vorschlag 
eines Mitgliedstaats oder der Kommission die Listen in den 
Anhängen II, III, IV und V.“ 

9. Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 7 

(1) Dieser Gemeinsame Standpunkt wird überprüft und 
nötigenfalls geändert, insbesondere in Bezug auf die Kate­
gorien von Personen, Einrichtungen oder Gegenständen 
oder weitere Personen, Einrichtungen oder Gegenstände, 
für die die restriktiven Maßnahmen gelten sollen, oder un­

ter Berücksichtigung entsprechender Resolutionen des VN- 
Sicherheitsrats. 

(2) Die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c sowie 
in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b und c genannten Maß­
nahmen werden in regelmäßigen Abständen und mindes­
tens alle zwölf Monate überprüft. Sie verlieren ihre Gültig­
keit für die betreffenden Personen und Einrichtungen, wenn 
der Rat nach dem in Artikel 6 Absatz 2 genannten Ver­
fahren bestimmt, dass die Bedingungen für ihre Anwen­
dung nicht mehr gegeben sind.“ 

10. Der Anhang wird durch den Anhang zu diesem Gemein­
samen Standpunkt ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme 
wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europäi­
schen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 27. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ANHANG 

„ANHANG 

Anhang I 

Liste der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a genannten Personen und Einrichtungen 

Anhang II 

Liste der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b genannten Personen und Einrichtungen 

Anhang III 

Liste der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c genannten Personen und Einrichtungen 

Anhang IV 

Liste der in Artikel 4a Absatz 1 Buchstabe b genannten Zweigstellen und Tochterunternehmen 

Anhang V 

Liste der in Artikel 4a Absatz 1 Buchstaben c und d genannten Zweigstellen, Tochterunternehmen und Finanzunterneh­
men“
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